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trieb mit. Doch es zog ihn woanders
hin. Er absolvierte eine kaufmänni-
sche Ausbildung und wurde Lager-
hausverwalter. Am Bayernkolleg
holte er sein Abitur nach und wurde
schließlich Geschäftsführer mehre-
rer Erzeugergemeinschaften.

Nebenher war er jahrzehntelang
leidenschaftlicher Kommunalpo-
litiker. 18 Jahre saß er im Marktge-
meinderat Biberbach, sechs Jahre
davon war er Zweiter Bürgermeis-
ter. Im Kreistag des Landkreises
Augsburg, dem er 24 Jahre lang
angehörte, war er lange Fraktions-
vorsitzender, bis er stellvertreten-
der Landrat wurde. Und dann
kam der Wechsel in den Landtag.

Häusler brachte sich zunächst in
den Ausschüssen für Landwirt-
schaft und für Wirtschaft ein. „Ich
hätte gerne eine progressivere
Agrarpolitik gemacht, aber wir wa-
ren da noch in der Opposition“,
sagt er. Durch die Regierungsbeteili-
gung hat sich aus seiner Sicht viel
verändert. So starteten die Freien
Wähler 2019 unter seiner Mitwir-
kung ein Aktionsbündnis für die
Stärkung des ländlichen Raumes.
Ein Schlachthofstrukturprogramm
hat er mitentwickelt.

Doch Häuslers Hauptbetäti-
gungsfelder wechselten nach der
Wahl 2018. Neben seiner Wahl zum
stellvertretenden Fraktionsvorsit-
zenden wurde er Mitglied des Sozi-

ler. Man gehe professionell mitei-
nander um. Mehring sieht er als
„großes Talent“ und „absoluten Po-
litprofi“. Nur mit der Freundschaft
ist es vorbei. „Freunde verhalten
sich anders.“ Mehring verweist da-
gegen auf ein transparentes und de-
mokratisches Nominierungsverfah-
ren. „Ich bedauere es sehr, dass
Hans es anders sieht“, sagt Meh-
ring. „Ich werde aber kein schlech-
tes Wort über ihn verlieren.“

Jetzt will er noch

Geschichte studieren

Dass Häusler 2013 für den Land-
tag kandidierte, hatte zwei Grün-
de: „Ich habe immer gesagt, dass
ich mit 60 noch mal eine neue He-
rausforderung suchen werde. Au-
ßerdem hatte ich in meinem Be-
rufsleben immer wieder Ärger mit
der Ministerialbürokratie. Da
wollte ich gern mal auf der anderen
Seite stehen.“

Johann Häusler stammt aus ein-
fachen Verhältnissen. Sein Vater
hatte eine Landwirtschaft. 110
Hektar, 14 Kühe, acht Schweine.
„Man kann sich das heute gar nicht
mehr vorstellen. Aber damit hat er
sich, seine Frau, sieben Kinder und
unsere Oma ernährt.“ Häusler war
der Älteste und arbeitete viel im Be-

Mehring. „Das hätte in diesem Jahr
auch so sein können.“

2018 war Mehring im Stimmkreis
Augsburg-Land Süd angetreten und
zog über die Liste in den Landtag
ein. Diesmal wollte er im Stimmkreis
Augsburg-Land, Dillingen kandidie-
ren. Dort, wo Mehring ebenso wie
Häusler lebt. Und die beiden Kreis-
verbände nominierten Mehring im
vergangenen Herbst – einstimmig –
als ihren Kandidaten. So mancher
traut dem sehr ehrgeizigen Senk-
rechtstarter sogar zu, es als Direkt-
kandidat in den Landtag zu schaffen
– als erster FWler in Bayern.

Häusler fühlte sich hintergangen.
Noch kurz vor Mehrings Nominie-
rung war er von einer erneuten Kan-
didatur in seinem Stimmkreis ausge-
gangen. Seine Verärgerung tat er öf-
fentlich kund, was in den Lokalme-
dien auch für Aufsehen sorgte.
Häusler ist auch Monate danach
enttäuscht. „Unanständig“ sei das
abgelaufen, sagt er. Er wirft Mehring
vor, ihm nicht frühzeitig mitgeteilt zu
haben, dass er kandidieren will. „Ich
habe immer gesagt: Ich werde nie ge-
gen einen Jüngeren antreten. Ich
habe mich immer – auch gegen Wi-
derstände – dafür eingesetzt, Frauen
und Jüngeren eine Chance zu ge-
ben“, betont der 71-Jährige.

Nach wie vor übrigens teilen sich
die beiden im Landtag ein Büro.
„Ich kann das trennen“, sagt Häus-

genentwurf: Mit nur 29 Jahren zog
der smarte Mehring in den Landtag
ein und wurde als Neuling zum Par-
lamentarischen Geschäftsführer er-
nannt. Der promovierte Politikwis-
senschaftler steht für den wirt-
schaftsliberalen Teil der Freien
Wähler. Häusler dagegen verkör-
pert die wertkonservative Wähler-
schaft vom Land. Der Agraröko-
nom kam 2014 als Nachrücker in
den Landtag – mit 62 Jahren. „Wir
haben uns damit im letzten Wahl-
kampf gut ergänzt“, sagt Häusler
über seine Zusammenarbeit mit

Während viele Abgeordnete be-
reits in den Wahlkampfmodus ge-
schaltet haben, befindet sich Jo-
hann Häusler auf Abschiedstour-
nee. Er tritt bei der Landtagswahl
nicht mehr an. „Fast jeden Tag ist
bei mir irgendwo Abschied“, sagt
Häusler, durchaus bewegt. Hier
eine Veranstaltung des Bauernver-
bands, da ein Treffen mit dem Kol-
pingwerk. In den zurückliegenden
neun Jahren als Landtagsabgeord-
neter hat der Schwabe aus Biber-
bach im Landkreis Augsburg viele
Kontakte geknüpft.

Vergangene Woche war er zum
letzten Mal bei der Jahresversamm-
lung des Verbandes für landwirt-
schaftliche Fachbildung und Meis-
ter in Harburg, also mitten in sei-
nem Nachbarlandkreis Donau-
Ries. Es gab viele persönliche Wün-
sche und Worte des Dankes für den
Einsatz des Abgeordneten. „Die ha-
ben mich aber auch gefragt: Warum
nur hörst du auf?“

Ja, warum? Diese Frage hat sich
Häusler auch gestellt. Eine Zeit lang
hatte es nämlich so ausgesehen, als
würde der 71-Jährige noch einmal
als Direktkandidat im Stimmkreis
Augsburg-Land, Dillingen antreten.
Stattdessen bewirbt sich nun Häus-
lers politischer Ziehsohn Fabian
Mehring, 33, um das Direktmandat.

Mehring, einst persönlicher Refe-
rent Häuslers, ist quasi dessen Ge-

Der Unermüdliche
alausschusses. Im vergangenem
Jahr wechselte er in den Bildungs-
ausschuss. Er setzt sich für ein Bil-
dungsfreistellungsgesetz in kleine-
ren Betrieben ein, also für das Recht
der Beschäftigten auf Weiterbil-
dung. Auch die Bekämpfung der
Altersarmut ist ihm ein großes An-
liegen. Die Zeit im Landtag hat ihm
große Freude bereitet. „Ich möchte
keinen Tag missen“, sagt Häusler.

Ab dem Herbst einfach die Füße
hochzulegen und nur noch Zeit mit
seiner Frau, den drei schon erwach-
senen Kindern und den Enkelkin-
dern zu verbringen, das kann er
sich nicht vorstellen. „Ich war im-
mer gefordert, da kannst du nicht
plötzlich auf null runterfahren.“

Radeln und wandern nennt er als
seine einzigen Hobbys. Mehr als
eine Woche Urlaub im Jahr war für
ihn bisher undenkbar. Jetzt könn-
ten es dann auch zwei Wochen
werden, sagt Häusler. Er will sich
sozial engagieren. Und er möchte
an die Uni – Geschichte interes-
siert ihn besonders. Eingeschrie-
ben ist er noch nicht. „Aber ich
gehe bald zur Studienberatung.“

Sein Vater hat als Rentner ange-
fangen, Französisch zu lernen.
Zwei Jahre vor seinem Tod verfasste
er zudem ein Buch zur Heimatge-
schichte. „Das war immer ein An-
sporn für mich“, sagt Häusler.
> THORSTEN STARK
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meinte er. Nötig sei daher eine An-
passung des Rettungsdienstes an
die neuen Strukturen. Dominik
Spitzer (FDP) beklagte sich über
die „lauten Töne“ Holetscheks zu
einem Arbeitspapier, das noch
lange kein abschließendes Kon-
zept sei. Damit trage der Minister
zur Verunsicherung bei. Es brau-
che vielmehr eine sachliche De-
batte über die Reformpläne.

Für die CSU wies Martin Mittag
die Vorwürfe der Opposition zu-
rück. Die Unruhe im Land sei ent-
standen, „weil Berlin das Reform-
papier unkommentiert in die Öf-
fentlichkeit geworfen hat“, urteilte
er. Deshalb sei es absolut richtig
gewesen, dass Holetschek eine
Folgenabschätzung für Bayern in
Auftrag gegeben habe. Der Patien-
tenbeauftragte der Staatsregie-
rung, Peter Bauer (Freie Wähler),
erklärte, das Papier aus Berlin sei
„für die medizinische Versorgung
in Bayern schädlich“. Es wider-
spreche dem Verfassungsauftrag
zur Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse, wenn die Ver-
sorgung in der Fläche ausgedünnt
werden solle. Andreas Winhart
(AfD) sprach von einem „Schlag
ins Gesicht“ von Patient*innen
und deren Angehörigen, von wer-
denden Müttern sowie des Klinik-
personals. Die Pläne seien abzu-
lehnen. > JÜRGEN UMLAUFT

erweitern. Es müssten für die ein-
zelnen Regionen flexible Lösun-
gen zugelassen werden. Er sei be-
reit zu einem Dialog mit dem
Bund, sagte Holetschek. Es dürfe
aber „keine faulen Kompromisse
zulasten der Menschen auf dem
Land geben“.

Die SPD-Gesundheitsexpertin
Ruth Waldmann warf Holetschek
Panikmache vor. Es sei nie geplant
gewesen, das von der Experten-
kommission des Bundes vorgeleg-
te Reformpapier unverändert um-
zusetzen. „Vor diesem Hinter-
grund ist es fatal, den Leuten Angst
zu machen“, sagte sie. Bayern kön-
ne und müsse sich in die Beratun-
gen einbringen. Notwendig sei
aber, dass Holetschek einen Plan
habe, wie die künftige Kranken-
hausstruktur in Bayern aussehen
soll. Ein solcher sei bisher nicht zu
erkennen, betonte Waldmann. Die
geforderte Länderöffnungsklausel
dürfe nicht bedeuten, „dass jeder
so weiterwurschtelt wie bisher“.
An der Notwendigkeit einer Re-
form der Krankenhausstrukturen
bestehe kein Zweifel.

Das hob auch Andreas Krahl
(Grüne) hervor. Er sprach sich zur
Qualitätssteigerung für eine Spe-
zialisierung der Krankenhäuser
aus. „Wir werden in Zukunft mehr
Hubschrauber brauchen und we-
niger Schwarzwaldkliniken“,

Die Pläne zur umstrittenen
Krankenhausreform des Bun-

des werden nicht in der vorliegen-
den Form umgesetzt. „Die Reform
wird so nicht kommen, und das ist
gut so“, erklärte Bayerns Gesund-
heitsminister Klaus Holetschek
(CSU) vor dem Gesundheitsaus-
schuss. Das sei das Ergebnis einer
Bund-Länder-Runde in der ver-
gangenen Woche. „Vor dem Be-
schluss einer Reform muss Klar-
heit über deren Folgen herr-
schen“, betonte Holetschek. Aus
seiner Sicht muss sich die Reform
am Wohl der Patient*innen orien-
tieren und dürfe vor allem die Be-
dürfnisse in den ländlichen Räu-
men nicht übergehen. Bewährte
Strukturen in der Schlaganfallver-
sorgung und der Geburtshilfe
müssten „weiterhin in einem en-
gen Netz verfügbar bleiben“. Zu-
dem müssten bei der Reform die
Bedürfnisse des Personals eine
zentrale Rolle spielen.

Nach einer Studie der im Ge-
sundheitswesen aktiven Bera-
tungsfirma BinDoc, die Holet-
schek beauftragt hatte, hätte die
von einer Expertenkommission
des Bundes vorgeschlagene Kran-
kenhausstrukturreform massive
Auswirkungen auf die Versorgung
im Freistaat. Bei einer unverän-
derten Umsetzung würde der Frei-
staat nach Ansicht des Gutachters

Holetschek: So nicht!

Maximilian Schmid „auf ein Ver-
sorgungsdefizit in der Fläche zu-
steuern“. Dies würde nahezu alle
Bereiche von der Notfallversor-
gung über die Geburtshilfe bis zur
Intensivmedizin betreffen. Kon-
kret würden landesweit nur 42
Kliniken mit einer Vollversorgung
übrig bleiben. Damit wäre statis-
tisch mehr als jeder zweite Land-
kreis im Freistaat ohne Vollversor-
ger. Fast jede zweite Geburtshilfe-
station müsste schließen, ähnlich
wären Kardiologiestationen be-
troffen. Viele kleinere Kliniken
der Grundversorgung würden zu
Pflegeeinrichtungen herabgestuft.

Die SPD wirft der CSU

„Panikmache“ vor

Holetschek sprach sich bei der
weiteren Beratung der Reform-
ideen für Öffnungsklauseln aus,
um regionale Besonderheiten in
den einzelnen Bundesländern bei
der Zuordnung zu den neuen Ver-
sorgungslevels berücksichtigen zu
können. „Das ist unverzichtbar,
um den unterschiedlichen Anfor-
derungen in der Fläche gerecht zu
werden“, sagte er. Dazu gehöre
auch, die im Rahmen der Basis-
versorgung möglichen Leistungen
an kleinen Kliniken erheblich zu

Der bayerische Gesundheitsminister Klaus Holetschek (CSU) und sein Bundeskollege Karl Lauterbach (SPD) stellen sich nach der Sitzung der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zur geplanten Reform zur Finanzierung und Neuordnung der Krankenhäuser in Deutschland den Fragen der Presse. DPA/KUMM

lyptische Reiter“ der vergangenen
drei Jahre. Sie beschneide die Frei-
heitsrechte der Bayern, fahre einen
„Umerziehungskurs“undwolledie
Menschen zu „gegenderten Vega-
ner*innen“ nötigen. Um über die
schlechte Politik hinwegzutäu-
schen, solle die Bevölkerung durch
die Freigabe von Drogen „ruhigge-
stellt“ werden. Die bayerische Ko-
alitionsregierung sei daher das
„epochale Gegengewicht zur Am-
pel in Berlin“.

FDP-Fraktionschef Martin Ha-
gen nannte Streibls Gleichsetzung
der Bundesregierung mit Katastro-
phen wie einer Pandemie, die welt-
weit Millionen Todesopfer gefor-
dert habe, und einem Krieg in Eu-
ropa eine „Entgleisung“. Dass
KreuzerKalaueraufKostenBetrof-
fener gemacht habe, sei „schäbig“.
„Die Bundesregierung packt Pro-
bleme an, und Sie machen Kla-
mauk“, urteilte Hagen. SPD-Gene-
ralsekretärin Ruth Müller bezeich-
nete die „Bierzeltreden“ Kreuzers
und Streibls als „Beleidigung des

Parlamentarismus“. Auch sie lobte
die Arbeit der Bundesregierung in
extrem schwieriger Zeit und ver-
misste bei CSU und Freien Wäh-
lernLösungsansätze fürdieProble-
me in Bayern. „Statt über Berlin
sollten Sie über das reden, was Sie
in Bayern versprochen und nicht
gehalten haben“, sagte sie. Ingo
Hahn (AfD) erklärte, seine Partei
warne seit Jahren vor einer Ent-
wicklung zur Planwirtschaft, was
auch die CSU stets als „rechte Het-
ze“ abgetan habe. Die aktuelle
Bundesregierung sei die „schlech-
teste, die wir je hatten“, doch gebe
es kaum Unterschiede zu 16 Jahren
„Merkel-Regierung“. Die CSU sei
„Teil des links-grünen Kartells“ ge-
worden. > JUM

Mit harten Bandagen hat der
Landtag in einer von der CSU be-
antragten Aktuellen Stunde über
die derzeitige politische Lage in
Deutschland und Bayern debat-
tiert. Den Auftakt machte CSU-
Fraktionschef Thomas Kreuzer mit
schweren Vorwürfen gegen die
Bundesregierung. Diese stehe für
„staatliche Gängelung und Plan-
wirtschaft ohne Rücksicht auf Ver-
luste“. Er nannte das geplante Ver-
bot für Verbrennungsmotoren, das
dramatische Auswirkungen auf
den Automobilstandort Bayern ha-
ben werde, sowie das angekündigte
Aus für neue Öl- und Gasheizun-
gen. Dies sei „realitätsfern und un-
sozial“.

Zudem verwies Kreuzer auf Wi-
dersprüche. In Deutschland wür-
den Atomkraftwerke abgeschaltet,
dafür werde Atomstrom aus dem
Ausland importiert. Schokolade
werde als gefährlich eingestuft,
aber „das Kiffen zugelassen, bis der
Arzt kommt“. Bei der Migration
lasse die Bundesregierung die
Kommunen „absaufen“ und schaf-
fe sogar noch Anreize für weitere
Zuwanderung. Der FDP warf
Kreuzer vor, kein Retter vor diesen
Fehlentwicklungen zu sein.

Für die Grünen konterte Land-
tagsvizepräsident Thomas Geh-
ring, dass die CSU in der Rolle der
Oppositionspartei in Berlin ange-
kommen sei. Mit keinem Wort sei
Kreuzer dagegen auf die landespo-
litischen Herausforderungen wie
Ganztagesbetreuung, Digitalisie-
rung oder klimagerechte Verkehrs-
politik eingegangen. Auch auf Ver-
säumnisse und Pannen wie beim
Bau der zweiten S-Bahn-Stamm-
strecke inMünchensei ernichtein-
gegangen. Gehring bemängelte zu-
dem, dass Kreuzer mit Halbwahr-
heiten Stimmung gemacht und auf
ein Lob für das gute Krisenmana-
gement der Bundesregierung bei
der Bewältigung der Energie-
knappheit verzichtet habe. So sei
Bayern, das noch im vergangenen
Jahrzumehrals50ProzentaufErd-
gas aus Russland angewiesen ge-
wesen sei, dank der Politik des
Bundes gut durch den Winter ge-
kommen. „Sich der Arbeit in Bay-
ern zu stellen, ist nicht so gemüt-
lich, wie Opposition gegen Berlin
zu machen“, schloss Gehring.

Florian Streibl, Fraktionschef
der Freien Wähler, sagte, die Ampel
in Berlin sei mit Blick auf Corona,
den Krieg in der Ukraine und die
Inflation der „schlimmste apoka-

Schwarz-Orange schimpft
mal wieder über die Ampel

Schokolade werde als gefährlich ein-
gestuft, aber das Kiffen zugelassen,
schimpft die CSU. DPA/SOMMER


